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Antrag JB-01: Evaluation des Jahresbeitrags für juristische 
Personen der Arbeiterwohlfahrt 
Laufende Nummer: 220

Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Antragskommission: Annahme
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

 1 Auf Grundlage der bis zum 31.12.2030 gültigen Beitragsordnung für juristische 
 2 Personen der Arbeiterwohlfahrt wird für die Dauer bis zur nächsten Bundeskonferenz 
 3 eine Arbeitsgruppe mit folgenden Aufgaben und folgender Besetzung berufen:

 4 Die Arbeitsgruppe hat (a) den Jahresbeitrag laufend zu evaluieren und (b) eine 
 5 beratende Funktion für die Verwendung jener Mittel aus dem Jahresbeitrag, die über 
 6 2,0 MEUR p.a. liegen, einzunehmen und darauf hinzuwirken, dass diese Mittel für die 
 7 Modernisierung und strukturellen Entwicklung des Bundesverbands verwendet werden.

 8 Die Arbeitsgruppe setzt sich zusammen aus zwei Mitgliedern des Bundespräsidiums, zwei 
 9 Vorsitzenden der Landes- und Bezirksverbände, zwei Mitgliedern der 
 10 Geschäftsführungskonferenz des Bundes, ein*e Vertreter*in des Bundesjugendwerks und 
 11 den Mitgliedern des Bundesvorstands. Weitere Personen und Mitarbeitende des 
 12 Bundesverbands sind als Gäste themenbezogen hinzuzuziehen. Die jeweiligen 
 13 Gremien/Gruppen entscheiden eigenständig über die jeweilige Vertretung in der 
 14 Arbeitsgruppe.

 15 Die AG hat jährlich beim Bundesausschuss zu berichten.

Begründung

Die Bundeskonferenz hat 2023 beschlossen, dass der Bundesverband verpflichtet ist, die Beitragsordnung 
für juristische Personen der AWO auf Grundlage einer Evaluation des Jahresbeitrags bei der 
Bundeskonferenz 2025 zu beraten.

Es ist als Grundsatz beschlossen worden, dass der Jahresbeitrag 2024 und 2025 jährlich bis zu zwei 
Millionen EUR betragen soll und dass bei einer Überschreitung die Bundeskonferenz über 
Handlungsbedarfe entscheiden soll. Die Regelungen des Verbandsstatuts und der Beitragsordnung sehen 
gleichwohl keine feste Obergrenze vor.

Für die Evalution ist die AG AWO Zukunft implementiert worden.

Übersicht der Zahlen:

Für das Jahr 2024 hat der Bundesverband einen Jahresbeitrag in Höhe von 1,955 MEUR erhalten. Für das 
Jahr 2025 sind Rechnungen mit einem Gesamtvolumen von 2.041 MEUR versandt worden – durch zu 
erwartenden Schätzungskorrekturen ist mit einer Verringerung der Summe zu rechnen. Die Gesamtsumme 
liegt somit bei 3,996 MEUR über beide Jahre.

Übersicht der Ergebnisse der AG AWO Zukunft (Zusammenfassung, Bericht liegt als Anlage bei):

Feststellung, dass die Projekte des Bundesverbands sich aus Beschlusslagen der Entscheidungsgremien 
ergeben

Feststellung, dass eine Fokussierung des Aufgabenportfolios notwendig ist

Feststellung einer verbesserten Transparenz und Steuerungsfähigkeit durch den laufenden 
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Organisationsentwicklungsprozess

Feststellung, dass der Bundesverband aufgrund steigender Kosten bei einer weitestgehend nicht-
dynamisierten Einnahmesituation des Bundesverbands und der zurückgehenden Mitgliederentwicklung 
im Gesamtverband ein Beitrag der Körperschaften benötigt

Zum Jahresbeitrag wird folgende Empfehlung abgegeben:

„Die bei der außerordentlichen Bundeskonferenz beschlossene Beitragsordnung soll dem Beschluss 
entsprechend ohne Änderungen wie vorgesehen bis zum 31.12.2030 fortbestehen. Die Bundeskonferenz 
hatte 2023 zusätzlich zur Beitragsordnung beschlossen, dass der Jahresbeitrag für die Jahre 2024 und 2025 
nicht mehr als 2 MEUR betragen soll. Sollten zukünftig Beiträge oberhalb von 2 Mio. Eur. p.a. vereinnahmt 
werden, wird der Bundesverband die über 2 Mio. EUR liegenden Einnahmen zur Deckung der Kosten für 
den Prozess der Modernisierung des Bundesverbandes bis 2030 verwenden. Hierzu wird weiterhin/erneut 
eine AG eingesetzt, die den Prozess begleitet und Empfehlungen für die entsprechende Mittelverwendung 
ausspricht.“
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Antrag JB-01Ä
Laufende Nummer: 267 • Änderungsantrag zu JB-01

Antragsteller*in: AWO Landesverband Saarland e.V.
Status: abgelehnt
Antragskommission: Ablehnung
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

Zeile 15

 15 Die AG hat jährlich beim Bundesausschuss zu berichten.

Der Bundesausschuss möge dann über diese Mittelverwendung einen Beschluss fassen oder eine 
Nachbesserung zur nächsten Sitzung des Bundesausschusses verlangen.
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Antrag JB-02: Beitrag gemäß Ziff. 7 Abs. 2a) Satz 7 des 
Verbandsstatuts der AWO iVm § 1 Abs. 1 der Beitragsordnung für 
die juristischen Personen
Laufende Nummer: 221

Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Mittelrhein e.V.
Status: angenommen mit Änderung
Antragskommission: Annahme mit Änderung
Sachgebiet: GOV - Regelwerke
Schlagwörter: Antragskommission 14.11.2025
Zusammenfassung der 
Änderungen:

Zeile 1 - 3 
Zeile 4 
Zeile 5 - 10 

(Änderungsantrag JB-02Ä) - angenommen
(Änderungsantrag JB-02Ä) - angenommen
(Änderungsantrag JB-02Ä) - angenommen

JB-02Ä - angenommen: 
 1 Der Bundesverband erhebt einen Sonderbeitrag von Gliederungen unseres Verbandes, die 
 2 hauptamtliche Kräfte beschäftigen. Wir bekennen uns ausdrücklich zu dieser Regelung, 
 3 da eine ausreichende Finanzierung des Verbandes gewährleistet sein muss.

Die Bundeskonferenz möge beschließen: Der Bundesverband erhebt Jahresbeiträge gemäß Ziff. 7 Abs. 
2a des AWO-Verbandsstatuts für einzelne Körperschaften ausschließlich unter Beachtung des Gebots  
wirtschaftlichen Handelns. Auf Grundlage des Verwaltungsaufwands, der Transaktionskosten und des 
dem Bundesverband zustehenden Ertrages entscheidet der Bundesvorstand, ab welcher Beitragshöhe 
eine Rechnungsstellung wirtschaftlich ist. Forderungen, deren Geltendmachung als unwirtschaftlich 
bewertet werden, werden nicht in Rechnung gestellt. Aktuell soll dies für einen Betrag zwischen 10,00 
und 25,00 EUR gelten.

Unabhängig hiervon ist eine regelmäßige Datenerhebung zur Überprüfung der Beitragspflicht 
erforderlich. Die Umsetzung der Datenerhebung erfolgt ausschließlich in der notwendigen Häufigkeit 
und mit geringstmöglichem Aufwand für die AWO-Gliederungen.

JB-02Ä - angenommen: 
 4 Unsere Forderung:

JB-02Ä - angenommen: 
 5 Wir empfehlen der Bundeskonferenz, den Vorstand und das Präsidium des Bundesverbandes 
 6 zu beauftragen, eine sinnhafte Lösung zu finden, z. B. durch Einziehen einer
 7 finanziellen Untergrenze, Festlegung, ab welcher Höhe der Sonderbeitrag bei der
 8 zahlungspflichtigen Gliederung tatsächlich in Rechnung gestellt und eingetrieben
 9 wird. Eine solche Klarstellung ist auch darum erforderlich, damit innerverbandlich
 10 die Akzeptanz für die Sonderbeitragsregelung erhalten bleibt.

Begründung

Leider führt das Eintreiben der fälligen Beiträge zu Unverständnis, da konsequent auch Zahlungen 
eingefordert werden, deren Begleichung unwirtschaftlich ist. So erhalten Ortsvereine, die in einem sehr 
geringen Umfang als Arbeitgeber tätig sind, eine Jahresrechnung über „Total EUR 0,69“. Der für diesen 
Betrag anfallende Verwaltungsaufwand in der Geschäftsstelle des Bundesverbandes und bei der 
zahlungspflichtigen Gliederung sowie die Kosten für die Dienstleistungen der mit der Überweisung 
beauftragten Geldinstitute übersteigen bei weitem den geforderten Rechnungsbetrag. Eine solche Praxis, 
ein solches Finanzgebaren ist unwirtschaftlich und den ehrenamtlich Tätigen vor Ort nicht erklärbar.
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Antrag JB-02Ä
Laufende Nummer: 262 • Änderungsantrag zu JB-02

Antragsteller*in: Antragskommission
Status: angenommen
Antragskommission: Annahme
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

Zeile 1 - 3

 1 Der Bundesverband erhebt einen Sonderbeitrag von Gliederungen unseres Verbandes, die
hauptamtliche Kräfte beschäftigen. Wir bekennen uns ausdrücklich zu dieser Regelung,
da eine ausreichende Finanzierung des Verbandes gewährleistet sein muss.

Die Bundeskonferenz möge beschließen: Der Bundesverband erhebt Jahresbeiträge gemäß Ziff. 7 Abs. 
2a des AWO-Verbandsstatuts für einzelne Körperschaften ausschließlich unter Beachtung des Gebots  
wirtschaftlichen Handelns. Auf Grundlage des Verwaltungsaufwands, der Transaktionskosten und des 
dem Bundesverband zustehenden Ertrages entscheidet der Bundesvorstand, ab welcher Beitragshöhe 
eine Rechnungsstellung wirtschaftlich ist. Forderungen, deren Geltendmachung als unwirtschaftlich 
bewertet werden, werden nicht in Rechnung gestellt. Aktuell soll dies für einen Betrag zwischen 10,00 
und 25,00 EUR gelten.

Unabhängig hiervon ist eine regelmäßige Datenerhebung zur Überprüfung der Beitragspflicht 
erforderlich. Die Umsetzung der Datenerhebung erfolgt ausschließlich in der notwendigen Häufigkeit 
und mit geringstmöglichem Aufwand für die AWO-Gliederungen.

Zeile 4

 4 Unsere Forderung:

Zeile 5 - 10

 5 Wir empfehlen der Bundeskonferenz, den Vorstand und das Präsidium des Bundesverbandes
zu beauftragen, eine sinnhafte Lösung zu finden, z. B. durch Einziehen einer
finanziellen Untergrenze, Festlegung, ab welcher Höhe der Sonderbeitrag bei der
zahlungspflichtigen Gliederung tatsächlich in Rechnung gestellt und eingetrieben
wird. Eine solche Klarstellung ist auch darum erforderlich, damit innerverbandlich
die Akzeptanz für die Sonderbeitragsregelung erhalten bleibt.

Begründung

Der Beschluss soll den zukünftigen Verwaltungsaufwand bzw. Verwaltungskosten im Rahmen der 
Erhebung der Jahresbeitrags für alle reduzieren. Die Grundlage für die Höhe bildet § 1 der 
Kleinbetragsverordnung in Verbindung mit § 156 der Abgabenordnung.
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